Der Präsident der Republik, Herr Abdelaziz BOUTEFLIKA, hat in seiner Rede an die Nation, am 15. April 2011,  wichtige Maßnahmen angekündigt. Er hat, unter anderem, folgendes erklärt:
 1- Es wird in diesem Jahr Konsultationen mit den Bürgern, den gewählten Mandatsträgern sowie mit der Verwaltung auf lokaler Ebene geben, um die Ziele für eine bessere lokale Entwicklung zu definieren und sie den  Erwartungen der Bevölkerung anzupassen. 

2- In diesem Zusammenhang werden ernsthafte Schritte für staatliche oder private Wirtschaftsunternehmen eingeleitet, die  schlechthin Wohlstand und Beschäftigung schaffen sollen, um deren  Entwicklung und Modernisierung zu gewährleisten. 

3- Ziel der Förderung und des Ausbaus der Unternehmen ist es im wesentlichen, das Wirtschaftswachstum des Landes zu stärken, die Produktivität  zu steigern und die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. 

4- Zu diesem Zweck muss die Regierung ein nationales Investitionsprogramm für die Wirtschaftsunternehmen in allen  Bereichen in Abstimmung mit allen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen  Kräften ausarbeiten. 

5- Die Regierung muss auch optimale Bedingungen für freie Initiativen durch Verbesserung des unternehmerischen Umfelds und durch Schaffung eines guten  Unternehmens- und Investitionsklimas schaffen.   
6- Algerien hat seit mehr als zwei Jahrzehnten den politischen Pluralismus eingeleitet, für den das Volk einen hohen Tribut ohne Hilfe und Beistand von niemandem in der Welt gezahlt hat.  
7- Wir können stolz darauf sein, einem Land anzugehören, wo die Meinungsfreiheit eine greifbare Realität ist, einem Land, wo es weder politische Häftlinge noch andere Gefangene aufgrund ihrer Meinungsäußerung gibt. Es ist angebracht, diese bemerkenswerte Errungenschaft zu konsolidieren, um deren Stetigkeit zu sichern. 

8- Heute sind wir aufgerufen, den politischen Prozess zu vertiefen, die Grundlagen des Rechtstaats zu stärken, das Gefälle zu verringern und die sozioökonomische Entwicklung zu beschleunigen. 

9- Nach der Wiederherstellung des Friedens und der Sicherheit, nach Auflegung  von zwei umfangreichen Entwicklungsprogrammen und nach Aufhebung des Ausnahmezustandes habe ich beschlossen, diesen Weg durch ein politisches Reformprogramm zu vollenden, um den demokratischen Prozess zu vertiefen und den Bürgern zu ermöglichen, mehr an den ihre und die Zukunft ihrer Kinder betreffenden Entscheidungen teilzuhaben. 
10- Unter Berufung auf die Verfassung werde ich vom Recht Gebrauch machen, das mir die Verfassung gibt, das Parlament zu bitten, die gesamte Gesetzgebung zu überarbeiten, auf der die Regeln der demokratischen und freien Entscheidung des Bürgers ruhen. 
11- Im Bewusstsein meiner Verantwortung, auf Ihre Unterstützung aufbauend und bemüht um die Wahrung des Machtausgleiches werde ich daran arbeiten, gesetzliche und verfassungsrechtliche Änderungen zur Verstärkung der repräsentativen Demokratie in unserem Land einzuführen.  

12- Es wird eine tiefgreifende Überarbeitung des Wahlgesetzes vorgenommen. Diese Änderung soll den Bestrebungen  unserer Bürger nach  Ausübung ihres Wahlrechts unter besten Bedingungen, geprägt von Transparenz und Demokratie, entsprechen, damit sie ihre Vertreter in die gewählten Versammlungen wählen können. 

13- Wir wollen unser Wahlsystem den modernsten Regeln  der repräsentativen Demokratien anpassen, damit unser Volk  in voller Souveränität und Klarheit seine innerliche Überzeugung äußern kann. 

14- Zu diesem Zweck werden alle politischen Parteien, ob sie im Parlament vertreten sind  oder nicht, miteinbezogen und konsultiert bei der Ausarbeitung des neuen Wahlsystems. 

15- Sobald das Wahlgesetz verabschiedet wird, werden alle Maßnahmen ergriffen, einschließlich Wahlbeobachtung durch internationale Beobachter  in Abstimmung mit allen zugelassenen Parteien, um die Transparenz und die  Ordnungsmäßigkeit der Wahl sicherzustellen. 
16- Dieser Schritt wird durch die Änderung des Parteiengesetzes, durch die Überprüfung der Rolle der Parteien, ihrer Aufgabe und Organisation  gestärkt, damit sie wirksam zum Prozess der Erneuerung beitragen können. 
17- Das grundlegende Gesetz über die Vertretung der Frauen in gewählten Versammlungen wird vor den nächsten Wahlen vorgelegt und verabschiedet. 

18- Im Rahmen einer umfassenderen und effizienteren Dezentralisierung und um die Bürger an den Entscheidungen, die ihren Alltag und ihr wirtschaftliches, soziales und kulturelles Umfeld betreffen, teilnehmen zu können, gilt es, die Befugnisse der lokal gewählten Vertreter auszuweiten und ihnen die notwendigen materiellen und personellen Mittel für die Ausübung ihrer Befugnisse zu geben.  

19- In diesem Rahmen werden auch der Bereich, die Ziele sowie  die Organisation und Aktivität der sozialen Verbände ausgeweitet und definiert, um den Platz der Verbände in der Gesellschaft als Vermittler zwischen den Bürgern und den Behörden wiederherzustellen.   
20- Die Wahrung der Menschenrechte muss ein ständiges Anliegen der verschiedenen Ligen und nationalen Verbände werden. Alle Mittel werden ihnen zur Verfügung gestellt, damit diese sich Gehör verschaffen und ihre Aufgaben optimal erfüllen können. 

21- Um diese institutionelle Ordnung zur Verstärkung der Demokratie  zu krönen, gilt es, die notwendigen Änderungen an der Verfassung einzuführen.  Ich habe mehrfach meinen Willen zur Verfassungsänderung geäußert und diese Überzeugung und diesen Willen bei mehreren Anlässen bekräftigt. 

22- Dies erfordert die Einsetzung einer Verfassungskommission, an der die handelnden politischen Strömungen sowie  die Verfassungsrechtler teilnehmen werden. Sie wird mir Vorschläge unterbreiten, die ich auf ihre Übereinstimung mit den Grundwerten unserer Gesellschaft überprüfen lassen werde, bevor sie dem Parlament oder über ein Referendum direkt dem Volk zur Abstimmung vorgelegt werden. 

23- Ich darf Sie daran erinnern, dass die Medien, nämlich das Fernsehen und der Rundfunk, Algeriens Stimme in der Welt repräsentieren. Dies verpflichtet sie, zur Verstärkung der nationalen Einheit und Identität beizutragen und gleichzeitig Kultur und Unterhaltung zu verbreiten. Aber, sie sind vor allem aufgerufen, sich den verschiedenen politischen Denkströmungen unter Einhaltung der ethischen Diskussionsregeln zu öffnen. 

24- Um diese Öffnung für die Bürger, ihre gewählten Vertreter und für die verschiedenen Parteien auszuweiten, wird die öffentliche Medienlandschaft durch die Schaffung von thematischen Kanälen gestärkt werden und, in ihrer Vielfalt, offen für alle Meinungen sein. 

25- Das Informationsgesetz wird die Bezugspunkte einer ethischen Charta einführen und das aktuelle Recht, insbesondere durch die Entkriminalisierung des Presse-Vergehens, ergänzen. 

